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Richtlinie 
zur Förderung von selbst genutztem Wohneigentum 

in Innenstädten 
(WohneigentumInnenstadtR) 

Runderlass 
des Ministeriums für Infrastruktur und Landesplanung

Vom 9 . Dezember 2019
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1 Förderzweck, Rechtsgrundlagen

1 .1 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage des 
Gesetzes über die soziale Wohnraumförderung im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Wohnraumförde-
rungsgesetz - BbgWoFG) nach Maßgabe dieser Richtli-
nie sowie der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) und der dazu erlassenen Verwaltungsvorschrif-
ten (VV) zu § 44 LHO Zuwendungen für die Bildung 
von selbst genutztem Wohneigentum . 

Ziel ist die Bildung von innerstädtischem selbst genutz-
ten Wohneigentum durch Erwerb vorhandenen Gebäu-
debestandes, durch Um- und Ausbau, durch Erweiterung 
bestehender Gebäude und durch Baulückenschließung 
sowie die nachhaltige Modernisierung und Instandset-
zung selbst genutzten Wohneigentums zur altersgerech-
ten Anpassung und zur Einsparung insbesondere von 
Wärmeenergie, zur Minderung des CO2-Ausstoßes so-
wie zur Beseitigung baulicher Missstände . Dabei sind 
insbesondere

- die Stärkung der Innenstädte,
-  die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewoh-

ner- und ausgewogener Siedlungsstrukturen,
-  die konzeptionellen Anforderungen des genera-

tionsgerechten Wohnens in Form von familien- und 
altersgerechten Wohnformen,

-  die Nutzung des vorhandenen Wohnungs- und Ge-
bäudebestandes,

-  die Anforderungen des Kosten sparenden Bauens 
und der sparsame Umgang mit Grund und Boden 
sowie

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

-  die Anforderungen des ökologischen Bauens, ins-
besondere die nachhaltige Reduzierung des Ener-
giebedarfs und der CO2-Emission

zu berücksichtigen .

In Abstimmung mit den Gemeinden können zusätzliche 
Städtebauförderungsmittel gemäß der Förderrichtlinie 
zur Städtebauförderung in der jeweils geltenden Fas-
sung eingesetzt werden .

1 .2 Rechtsgrundlagen sind

-  Gesetz über die soziale Wohnraumförderung im 
Land Brandenburg (Wohnraumförderungsgesetz - 
BbgWoFG),

- das Baugesetzbuch (BauGB),
-  das Einkommensteuergesetz (EStG),
-  das Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien 

im Wärmebereich (Erneuerbare-Energien-Wärme-
gesetz - EEWärmeG),

-  die Verordnung über energiesparenden Wärme-
schutz und energiesparende Anlagentechnik bei 
Gebäuden (Energieeinsparverordnung - EnEV),

-  das Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land 
Brandenburg (VwVfGBbg),

-  die Landeshaushaltsordnung einschließlich der 
dazu erlassenen Verwaltungsvorschriften,

- die Verordnung über die Einkommensgrenzen bei 
der sozialen Wohnraumförderung im Land Bran-
denburg (Wohnraumförderungseinkommensgren-
zenverordnung - BbgWoFEGV) sowie

-  die Verordnung über wohnungswirtschaftliche Be-
rechnungen nach dem Zweiten Wohnungsbau-
gesetz (Zweite Berechnungsverordnung - II . BV) .

1 .3 Gewährung der Förderung

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Förderung be-
steht gemäß § 11 Absatz 4 BbgWoFG nicht . Die Inves-
titionsbank des Landes Brandenburg (ILB) entscheidet 
als zuständige Bewilligungsstelle gemäß § 27 Absatz 2 
Satz 1 BbgWoFG nach pflichtgemäßem Ermessen im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel .

1 .4 Ausnahmen

Ausnahmeentscheidungen von dieser Richtlinie bedür-
fen der vorherigen Zustimmung des Ministeriums für 
Infrastruktur und Landesplanung (MIL) . Ausnahmeent-
scheidungen, die über den Einzelfall hinaus von Bedeu-
tung sind, ergehen im Einvernehmen mit dem Ministe-
rium der Finanzen und für Europa (MdFE) . 
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2 Gegenstand der Förderung

2 .1 Gegenstand

Gefördert wird die Schaffung selbst genutzten Wohn-
eigentums durch

a) Erwerb

- eines leer stehenden Bestandsgebäudes nach § 8 
Nummer 3 BbgWoFG oder

- eines bereits durch die Erwerberin oder den Er-
werber genutzten Bestandsgebäudes nach § 8 
Nummer 3 BbgWoFG oder

- einer Eigentumswohnung aus dem Bestand 
durch Enderwerber aus der Anschubfinanzie-
rung, 

 sofern damit Baukosten nach DIN 276, ausge-
nommen die Kostengruppen 100, 600 und 800, für 
 Instandsetzungen in Verbindung mit Modernisie-
rungsmaßnahmen nach § 8 Nummer 4 BbgWoFG 
in Höhe von mindestens 500 Euro je Quadratmeter 
Wohnfläche verbunden sind,

b) Um- und Ausbau sowie Erweiterung bestehender 
Gebäude im Sinne des § 8 BbgWoFG, sofern diese 
bereits vom Antragsteller oder der Antragstellerin 
selbst als Wohneigentum genutzt werden,

c) Neubau oder Ersterwerb von Eigenheimen und Ei-
gentumswohnungen nach § 8 Nummer 1 BbgWoFG 
in Form von Baulückenschließung und auf inner-
örtlichen Recyclingflächen sowie

d) Wiederherstellung von innerörtlichen Bestandsge-
bäuden und Neubau in Form von Baulückenschlie-
ßung und auf innerörtlichen Recyclingflächen im 
Sinne des § 8 BbgWoFG zur Beseitigung städte-
baulicher Missstände mit dem Ziel der Veräußerung 
als selbst genutztes Wohneigentum (Anschubfinan-
zierung) .

Alle nach den Bestimmungen dieser Richtlinie zu be-
rücksichtigenden Personen müssen nach Maßnahme-
ende ihren Hauptwohnsitz in der nach den Buchstaben a 
bis c geförderten Wohnung haben .

Modellvorhaben zur Erprobung und Weiterentwicklung 
besonderer Wohnformen gemäß § 20 BbgWoFG (zum 
Beispiel eigentumsorientierte Wohngemeinschaften für 
ältere Menschen mit und ohne Betreuungs-/Pflegebe-
darf) können dabei berücksichtigt werden .

2 .2 Darüber hinaus kann die Schaffung einer zweiten, ab-
geschlossenen und der Hauptwohnung untergeordneten 
Wohnung in Verbindung mit der Hauptwohnung für die 
Nutzung durch Haushaltsangehörige gefördert werden . 

2 .3 Ferner werden die nachhaltige Modernisierung nach § 8 
Nummer 2 BbgWoFG und die Instandsetzung nach § 8 
Nummer 4 BbgWoFG von selbst genutztem Wohneigen-

tum gefördert . Die Förderung betrifft Maßnahmen der 
allgemeinen Modernisierung, durch die die altersge-
rechte Anpassung und/oder die energetische Sanierung 
mindestens auf Neubau-Niveau erreicht wird . Voraus-
setzung für eine Förderung ist, dass dabei Baukosten 
nach DIN 276, ausgenommen die Kostengruppen 100, 
600 und 800, in Höhe von mindestens 500 Euro je Qua-
dratmeter Wohnfläche entstehen. Eine Förderung der 
Modernisierung und Instandsetzung an Gebäuden, die 
nach dem 1 . Februar 2002 neu gebaut worden sind, ist 
grundsätzlich ausgeschlossen .

3 Förderempfängerinnen und Förderempfänger

Förderempfängerinnen und Förderempfänger für Maß-
nahmen gemäß Nummer 2 .1 Buchstabe a bis c, Num-
mer 2 .2 und Nummer 2 .3 sind natürliche Personen .

Bei der Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buch-
stabe d kann Förderempfängerin und Förderempfänger 
jede natürliche und jede juristische Person sein .

4 Fördervoraussetzungen

4 .1 Eigenleistungen

Die Bauherrin beziehungsweise der Bauherr hat sich 
an der Deckung der Gesamtkosten in angemessener 
Höhe zu beteiligen . Die Höhe der Eigenleistung soll 
mindestens 15 Prozent betragen . Für Vorhaben nach 
Num mer 2 .1 Buchstabe b beträgt die Eigenleistung 
mindestens 10 Prozent der Gesamtkosten . 

Bei Vorhaben der Anschubfinanzierung nach Num mer 2.1 
Buchstabe d soll die Eigenleistung mindestens 20 Prozent 
der Gesamtkosten betragen .

Die Eigenleistung ist wenigstens zu zwei Dritteln in 
Form von Geldmitteln zu erbringen . Angerechnet wird 
auch der Wert des eigenen Grundstücks . Die Geldmittel 
müssen spätestens zum Baubeginn verfügbar sein .

4 .2 Einkommensgrenzen

Bei Vorhaben nach Nummer 2 .1 Buchstabe a bis c, Num-
mer 2 .2 und Nummer 2 .3 dürfen die in § 22 Absatz 1 
BbgWoFG festgelegten Einkommensgrenzen im Sinne 
des § 2 BbgWoFEGV um bis zu 100 Prozent überschrit-
ten werden . 

Haushalte mit geringen Einkünften im Sinne dieser 
Richtlinie sind Haushalte, die die Einkommensgrenze 
des § 22 Absatz 1 BbgWoFG um nicht mehr als 20 Pro-
zent überschreiten .

4 .3 Gebietskulisse

Die Förderung ist innerhalb der innerstädtischen förm-
lich festgelegten Sanierungs- und Entwicklungsgebiete 
sowie in den durch die Städte definierten und mit dem 
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Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) abgestimm-
ten innerstädtischen „Vorranggebieten Wohnen“ und 
„Konsolidierungsgebieten der Wohnraumförderung“ 
möglich . Die Ausweisung dieser auf Basis von konzep-
tionellen Grundlagen, insbesondere Integrierte Stadtent-
wicklungskonzepte (INSEK) und Wohnungswirtschaft-
liche Umsetzungsstrategien (WUS), abgestimmten 
Gebietskulissen setzt voraus, dass die innerstädtischen 
Stadtstrukturen über die Sanierungs- und Entwicklungs-
gebiete hinausgehen .

Die „Vorranggebiete Wohnen“ und die „Konsolidie-
rungsgebiete der Wohnraumförderung“ sind durch 
Selbstbindungsbeschluss der Städte und in Form einer 
konkreten Abgrenzung dieser Bereiche festzulegen . 
Nach Aufhebung der Sanierungs- und Entwicklungssat-
zung werden anerkannte innerstädtische Sanierungs- und 
Entwicklungsgebiete zu „Vorranggebieten Wohnen“ .

In den jeweiligen Gebietskulissen ist folgende Förde-
rung möglich:

- in innerstädtischen Sanierungs- und Entwicklungs-
gebieten sowie innerhalb der „Vorranggebiete 
Wohnen“: alle Gegenstände gemäß Nummer 2,

- innerhalb der „Konsolidierungsgebiete der Wohn-
raumförderung“ in den Gebieten der Anlage 3: alle 
Gegenstände gemäß Nummer 2, 

- in den „Konsolidierungsgebieten der Wohnraum-
förderung“ außerhalb der Anlage 3: der Ersterwerb 
und alle Fördergegenstände gemäß Nummer 2, so-
weit es der Bestandsentwicklung dient .

4 .4 Anforderungen an Förderempfängerinnen und Förder-
empfänger

Die Gewährung von Förderungsmitteln setzt voraus, 
dass die Bauherrin oder der Bauherr Eigentümerin oder 
Eigentümer eines geeigneten Baugrundstücks ist oder 
nachweist, dass der Erwerb eines derartigen Grund-
stücks gesichert ist oder durch die Gewährung der För-
dermittel gesichert wird .

Ferner setzt die Gewährung von Förderungsmitteln ge-
mäß § 10 Absatz 2 Nummer 2 BbgWoFG voraus, dass 
die Gewähr für eine ordnungsmäßige und wirtschaftli-
che Durchführung des Bauvorhabens und für eine ord-
nungsmäßige Verwaltung des Wohnraums besteht .

Die Bauherrin oder der Bauherr muss gemäß § 10 Ab-
satz 2 Nummer 1 BbgWoFG die erforderliche Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzen .

Die Förderung von selbst genutztem Wohneigentum ist 
gemäß § 10 Absatz 2 Nummer 4 BbgWoFG nur zuläs-
sig, wenn die Belastung auf Dauer tragbar erscheint . 
Das ist in der Regel der Fall, wenn zum Zeitpunkt der 
Förderzusage das nachhaltig erzielbare, nicht befristete 
Einkommen nach Abzug der Belastungen aus dem För-
derobjekt und sonstiger Zahlungsverpflichtungen aus-

reicht, um den monatlichen Mindestrückbehalt zu de-
cken . Der Mindestrückbehalt wird aus den zum 
Zeitpunkt der Förderzusage für das Land Brandenburg 
jeweils geltenden Regelsätzen der Sozialhilfe zuzüglich 
eines Aufschlages in Höhe von 50 Prozent ermittelt . 

4 .5 Städtebauliche Stellungnahme der Stadt- beziehungs-
weise Gemeindeverwaltung

Im Rahmen der Antragstellung ist eine städtebauliche 
Stellungnahme der zuständigen Stadt- beziehungsweise 
Gemeindeverwaltung nach dem Muster der Anlage 1 
einzuholen .

5 Art und Umfang, Höhe der Förderung

5 .1 Förderart: Projektförderung

5 .2 Finanzierungsart und Form der Förderung 

5.2.1 Festbetragsfinanzierung als Baudarlehen für Vorhaben 
nach Nummer 2 .1 Buchstabe a bis c, Nummern 2 .2 und 
2 .3,

5.2.2 Festbetragsfinanzierung als Zuschuss für Zusatzförde-
rung nach den Nummern 5 .4 .1 und 5 .4 .6 zweiter Halb-
satz,

5.2.3 Anteilfinanzierung als Baudarlehen für Vorhaben nach 
Nummer 2 .1 Buchstabe d, Nummern 5 .4 .2 .1, 5 .4 .4 und 
5 .4 .7 .

5 .3 Grundförderung

Für Vorhaben nach Nummer 2 .1 Buchstabe a und c und 
Nummer 2 .3 erfolgt die Förderung über die Gewährung 
eines Baudarlehens in Höhe von 50 000 Euro . 

5 .4 Zusatzförderung für Vorhaben nach Nummer 2 .1 Buch-
stabe a und c sowie Nummer 2 .3

Ergänzend zur Grundförderung werden für die Haupt-
wohnung bei vorliegenden Voraussetzungen Zusatzför-
derungen gewährt:

5 .4 .1 Haushalte mit geringen Einkünften nach Nummer 4 .2 
Satz 2 erhalten einen Zuschuss in Höhe von 10 000 Euro .

5 .4 .2 Energetische Maßnahmen

5 .4 .2 .1 Sofern bei Bestandsmaßnahmen die für den Neubau 
verbindlichen Vorgaben des Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetzes erfüllt werden, wird ein weiteres Bau-
darlehen von bis zu 10 000 Euro, jedoch maximal in 
Höhe der nachgewiesenen Kosten, gewährt . Für Neu-
baumaßnahmen wird dieses Baudarlehen nur gewährt, 
sofern der nach Maßgabe des § 5 EEWärmeG geforder-
te Anteil der erneuerbaren Energien um mindestens  
50 Prozent überschritten wird .
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5 .4 .2 .2 Führen die baulichen Maßnahmen bei Vorhaben nach 
Nummer 2 .3 zu einem energetischen Neubau-Niveau 
entsprechend den Vorschriften der Energieeinsparver-
ordnung, wird ein weiteres Baudarlehen in Höhe von 
10 000 Euro gewährt .

5 .4 .3 Bei Baudenkmalen und in Denkmalbereichen wird für 
den denkmalpflegerischen Mehraufwand ein weiteres 
Baudarlehen in Höhe von 10 000 Euro gewährt .

5 .4 .4 Für Vorhaben, bei denen bodenarchäologische Maß-
nahmen gefordert werden, wird ein weiteres Baudarle-
hen in Höhe von bis zu 10 000 Euro, jedoch maximal in 
Höhe der nachgewiesenen Kosten, gewährt . 

5 .4 .5 Bei Vorhaben nach Nummer 2 .1 Buchstabe a wird ein 
weiteres Baudarlehen in Höhe von 20 000 Euro ge-
währt .

5 .4 .6 Darüber hinaus erhöht sich bei Vorhaben nach Num-
mer 2 .1 Buchstabe a und c sowie Nummer 2 .3 die För-
derung um ein Baudarlehen in Höhe von 5 000 Euro 
und einen Zuschuss in Höhe von 5 000 Euro für jedes 
zum Haushalt zählende Kind .

5 .4 .7 Für Haushalte mit schwerbehinderten Angehörigen 
wird einmalig ein weiteres Baudarlehen in Höhe von 
bis zu 10 000 Euro, höchstens jedoch in Höhe der nach-
gewiesenen Kosten, gewährt, sofern die baulichen 
Maßnahmen unter Berücksichtigung des Grades und 
der Art der Behinderung erforderlich sind . 

5 .4 .8 Sofern Baukindergeld von der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW) gewährt wird, wird zu dessen Vor-
finanzierung ein weiteres Baudarlehen in Höhe von  
12 000 Euro je Kind gewährt . 

5 .5 Förderung einer zweiten Wohnung, Um- und Ausbau 
sowie Erweiterung

Für die Schaffung einer zweiten Wohnung gemäß 
Nummer 2 .2 sowie den Um- und Ausbau und die Er-
weiterung gemäß Nummer 2 .1 Buchstabe b wird ein 
Baudarlehen von 20 000 Euro gewährt .

5.6 Anschubfinanzierung

Bei Vorhaben der Anschubfinanzierung nach Num-
mer 2 .1 Buchstabe d erfolgt die Förderung durch Ge-
währung eines Baudarlehens von bis zu 2 150 Euro je 
Quadratmeter Wohnfläche.

Der Umfang der Förderung wird von der Bewilligungs-
stelle unter Berücksichtigung sämtlicher sonstiger För-
derungs- und Finanzierungsmittel im Einzelfall festge-
stellt und in der Förderzusage vereinbart . 

Die geförderten Wohnungen sind alsbald nach Ab-
schluss der Baumaßnahmen zu einem angemessenen 
Kaufpreis an selbst nutzende Eigentümer oder Eigentü-
merinnen zu veräußern . Die Bewilligungsstelle kann 

ausnahmsweise der Vermietung der geförderten Woh-
nungen zustimmen, sofern eine Veräußerung trotz nach-
gewiesener Bemühungen nicht möglich ist . In diesem 
Fall entscheidet die Förderempfängerin oder der Förder-
empfänger in Abstimmung mit der ILB unter Beachtung 
der bestehenden Rahmenbedingungen des regionalen 
Wohnungsmarktes und insbesondere des Wohnungsbe-
darfs über folgende optionale Verfahrensweisen:

a) Die bestehende Fördervereinbarung wird geändert . 
Für die nicht veräußerten Wohnungen gelten ab so-
fort die Regelungen der Richtlinie zur Förderung 
der generationsgerechten und barrierefreien Anpas-
sung von Mietwohngebäuden durch Modernisie-
rung und Instandsetzung und des Mietwohnungs-
neubaus (MietwohnungsbauförderR) in der jeweils 
geltenden Fassung . Die Wohnungen sind damit für 
die Dauer von 20 Jahren mietpreis- und belegungs-
gebunden . Werden im Zusammenhang mit der 
Überleitung der Wohnungen abweichende Rege-
lungen zur MietwohnungsbauförderR erforderlich, 
sind diese mit der ILB abzustimmen .

b) Die nicht veräußerten Wohnungen werden ohne 
Mietpreis- und Belegungsbindung vermietet . Unter 
Beachtung der sonstigen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen ist die maximal erzielbare Miethöhe zuläs-
sig . Übersteigen die Mieteinnahmen die laufenden 
Aufwendungen, ist der Überschuss als Sondertil-
gung an die ILB abzuführen .

Die Förderung einer Anschubfinanzierung steht einer 
anschließenden Förderung der Enderwerberin oder des 
Enderwerbers nicht entgegen . 

5 .7 Darlehenskonditionen

5 .7 .1 Die Baudarlehen sind an rangbereiter Stelle grundbuch-
lich zu besichern . Sie werden vom Zeitpunkt der Voll-
auszahlung an für Maßnahmen gemäß Nummer 2 .1 
Buchstabe a bis c, Nummern 2 .2 und 2 .3 für 20 Jahre 
zinsfrei gewährt und sind mit mindestens 3 Prozent zu-
züglich ersparter Zinsen zu tilgen .

Danach werden Kapitalmarktkonditionen für Woh-
nungsbaudarlehen erhoben . 

Die gemäß Nummer 5 .4 .8 gewährten Baudarlehen zur 
Vorfinanzierung des Baukindergeldes werden für die 
Dauer von zehn Jahren zinslos gewährt und sind in 
Höhe des jährlichen Auszahlungsbetrages (1 200 Euro 
je Kind) zu tilgen . Zur Sicherung des Rückzahlungs-
anspruches ist die Förderempfängerin oder der Förder-
empfänger zu verpflichten, die Bewilligungsstelle zum 
Einzug der jährlichen Tilgungsleistungen zu ermächti-
gen . 

Sofern Baukindergeld von der KfW bewilligt wurde, 
wird unabhängig von der Anzahl der Kinder ein einma-
liger Tilgungszuschuss auf die gewährten Baudarlehen 
in Höhe von 3 000 Euro gewährt . 
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Für jedes innerhalb des Zweckbindungszeitraums ge-
borene und dauerhaft haushaltsangehörige Kind wird 
bei Maßnahmen nach Nummer 2 .1 Buchstabe a und c 
sowie Nummer 2 .3 ein einmaliger Tilgungsnachlass auf 
die gewährten Baudarlehen in Höhe von 5 000 Euro ge-
währt . Dies gilt nur, sofern ein Kind nicht bereits nach 
Nummer 5 .4 .6 berücksichtigt wurde . Der einmalige 
Tilgungsnachlass wird auch für in den Haushalt aufge-
nommene minderjährige Adoptivkinder gewährt . 

5.7.2 Für Maßnahmen der Anschubfinanzierung gemäß Num-
mer 2 .1 Buchstabe d werden die Darlehen bis zu drei 
Jahre zins- und tilgungsfrei gewährt . Danach wird der 
Zinssatz auf Kapitalmarktkonditionen für Wohnungs-
baudarlehen angepasst und das Darlehen ist mit mindes-
tens 3 Prozent zuzüglich ersparter Zinsen zu tilgen . 

Bei Veräußerung der geförderten Wohnungen ist das 
gewährte Baudarlehen unverzüglich zurückzuzahlen . 
Im Fall der genehmigten Vermietung mit Mietpreis- 
und Belegungsbindung gemäß Nummer 5 .6 Absatz 3 
Buchstabe a gelten die Darlehenskonditionen der Num-
mer 5 .5 .1 und Nummer 5 .5 .2 Absatz 1 und 2 der Miet-
wohnungsbauförderR in der jeweils geltenden Fassung . 
Bei genehmigter Vermietung ohne Mietpreis- und Bele-
gungsbindung gemäß Nummer 5 .6 Absatz 3 Buchstabe b 
ist das gewährte Baudarlehen spätestens nach Ablauf 
von zehn Jahren nach Vollauszahlung zurückzuzahlen .

5 .8 Entgelte

5 .8 .1 Die Bewilligungsstelle ist berechtigt, für die Bearbei-
tung der Förderungsanträge und die Verwaltung der 
ausgezahlten Darlehen ein Entgelt zu erheben .

5 .8 .2 Das einmalige Entgelt beträgt für die Förderung nach 
Nummer 2 .1 Buchstabe a bis c sowie den Nummern 2 .2 
und 2 .3 (für Einzelantragsteller) 2 Prozent des Nomi-
nalbetrages der bewilligten Förderungsmittel . Für die 
Förderung der Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 
Buchstabe d beträgt das einmalige Entgelt 2,5 Prozent 
und im Falle der genehmigten Vermietung gemäß Num-
mer 5 .6 Absatz 3 Buchstabe a 1 Prozent . Das einmalige 
Entgelt wird mit Unterbreitung des Vertragsangebotes 
durch die ILB fällig und bei Auszahlung der ersten und 
zweiten planmäßigen Rate jeweils hälftig einbehalten .

5 .8 .3 Ab Auszahlung der einzelnen Darlehensraten wird ein 
laufendes Entgelt in Höhe von 0,5 Prozent jährlich fäl-
lig . Ab Tilgungsbeginn wird das Entgelt vom jeweili-
gen Restkapital berechnet; die durch die fortschreitende 
Tilgung ersparten Entgelte erhöhen die Tilgung .

5 .9 Regelungen für Vorhaben in Gebietskulissen der Städ-
tebauförderung

Für stadtbildprägende Bestandsmaßnahmen innerhalb 
einer mit dem Land abgestimmten Kulisse der Städte-
bauförderung, sofern sich diese mit den „Vorranggebie-
ten Wohnen“ oder den „Konsolidierungsgebieten der 
Wohnraumförderung“ in den Gebieten der Anlage 3 

überlagert, können durch die Gemeinden zur Finanzie-
rung der unrentierlichen Modernisierungs- und In-
standsetzungskosten ergänzend zur Förderung nach 
dieser Richtlinie Städtebauförderungsmittel der infrage 
kommenden Programme eingesetzt werden (Spitzen-
finanzierung). Die Städtebauförderungsrichtlinie in der 
jeweils geltenden Fassung ist zu beachten .

5 .10 Förderfähige Kosten

Für Maßnahmen nach Nummer 2 .1 Buchstabe b bis d 
sind förderfähig die Gesamtbaukosten nach DIN 276, 
ausgenommen die Kostengruppe 800 .

Für Maßnahmen nach Nummer 2 .1 Buchstabe a sowie 
den Nummern 2 .2 und 2 .3 sind förderfähig die Baukos-
ten nach DIN 276, ausgenommen die Kostengruppen 
100, 600 und 800 .

6 Sonstige Förderbestimmungen

6 .1 Die Bewilligung der Förderung setzt voraus, dass die 
Finanzierung der voraussichtlich entstehenden Gesamt-
kosten gesichert ist .

 Die Summe der gewährten Förderungen darf die Höhe 
der anerkannten Gesamtkosten, abzüglich des Eigen-
leistungsanteils, nicht übersteigen . Die ermittelten För-
derbeträge sind auf volle 100 Euro aufzurunden .

 Die ILB ist berechtigt, zur Sicherung der Gesamtfinan-
zierung von Bauvorhaben auch Fremdmittel als Ergän-
zungsdarlehen zu gewähren .

6 .2 Es werden nur Vorhaben gefördert, die sich aus den stra-
tegischen und konzeptionellen Aussagen vorliegender 
integrierter Stadtentwicklungskonzepte (INSEK) oder 
wohnungspolitischer Umsetzungsstrategien (WUS) 
schlüssig ergeben, im Sinne der städtebaulichen Ziel-
vorgaben hergerichtet werden und die einen Beitrag zur 
städtebaulichen Aufwertung und Verbesserung des 
Wohnumfeldes leisten . Bei der Realisierung von Be-
standsvorhaben muss nach Abschluss der baulichen 
Maßnahmen die Außenhülle eines Gebäudes ein Er-
scheinungsbild aufweisen, welches nachhaltig den 
städtebaulichen Erneuerungszielen dient .

6 .3 Jede Förderempfängerin und jeder Förderempfänger 
kann die Förderung nur einmal in Anspruch nehmen . 
Die Förderung wird für eine Wohnung nur einmal ge-
währt . Die Kombination der Förderung nach dieser 
Richtlinie mit der Förderung Dritter ist zulässig . Insbe-
sondere sollen die Möglichkeiten der Förderung zur 
Energieeinsparung sowie des altersgerechten Umbaus 
durch die KfW genutzt werden .

6 .4 Die geförderte Wohnung ist nach Abschluss der Bau-
maßnahmen mindestens 20 Jahre als Hauptwohnsitz 
selbst zu nutzen (Zweckbindungszeitraum) . Näheres 
regelt der Fördervertrag .
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6 .5 Bei der Vergabe von Aufträgen im Rahmen einer An-
schubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buchstabe d gilt 
der Grundsatz einer wirtschaftlichen und sparsamen 
Mittelverwendung .

Abweichend von den Bestimmungen der Allgemeinen 
Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektför-
derung (ANBest-P) gilt Folgendes:

Sofern die Förderempfängerin oder der Förderempfän-
ger kein Auftraggeber im Sinne des Vierten Teils des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
ist und auch nicht aus anderen Rechtsgründen an die 
Einhaltung des Vergaberechts gebunden ist, findet 
Nummer 3 ANBest-P keine Anwendung . Ab einem 
Auftragswert von 3 000 Euro ohne Umsatzsteuer sind 
mindestens drei vergleichbare Angebote anzufordern 
oder Preisvergleiche einzuholen . Auf Anforderung der 
Bewilligungsbehörde ist die Dokumentation nachzu-
weisen .

Sofern die Förderempfängerin oder der Förderempfän-
ger Auftraggeber im Sinne des Vierten Teils des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) ist 
und/oder aus anderen Rechtsgründen an die Einhaltung 
des Vergaberechts (Haushaltsrecht) gebunden ist, hat er 
oder sie die jeweils für ihn oder sie geltenden vergabe-
rechtlichen Bestimmungen einzuhalten . Soweit eine 
solche Verpflichtung unterhalb der nach § 106 Absatz 2 
GWB jeweils aktuell geltenden Schwellenwerte nicht 
besteht, sind mindestens drei vergleichbare Angebote 
anzufordern oder Preisvergleiche einzuholen . Auf An-
forderung der Bewilligungsbehörde ist die Dokumenta-
tion nachzuweisen .

Das Land Brandenburg als Fördergeber beziehungs-
weise die Bewilligungsstelle sind berechtigt, Vergabe-
prüfungen beziehungsweise Prüfungen in Bezug auf 
die Einhaltung des Grundsatzes einer wirtschaftlichen 
und sparsamen Mittelverwendung durchzuführen .

6 .6 Die geltenden Bestimmungen zur Bekämpfung von 
Schwarzarbeit und illegaler Beschäftigung sind zu be-
achten .

6 .7 Die Bauherrin oder der Bauherr hat auf einem Bau-
schild die Förderung durch das Land Brandenburg 
kenntlich zu machen . 

6 .8 Mit den Baumaßnahmen ist spätestens innerhalb von 
sechs Monaten nach Zugang der Förderzusage zu be-
ginnen . Das Bauvorhaben ist in einer angemessenen 
Frist (in der Regel innerhalb von 24 Monaten nach Zu-
gang der Förderzusage) bezugsfertig zu erstellen und 
von den im Antrag bezeichneten Personen zur Selbst-
nutzung zu beziehen .

6 .9 Die Gemeinden dokumentieren in ihren Stellungnah-
men die zu beachtenden städtebaulichen Rahmenbedin-
gungen für die beantragte Förderung .

6 .10 Ein Vorhaben darf vor Erteilung der Förderzusage noch 
nicht begonnen worden sein . Dem Vorhabenbeginn 
steht der verbindliche Abschluss eines Lieferungs- und 
Leistungsvertrages gleich . Ein solcher Vertrag ist zuläs-
sig, wenn den Antragstellern für den Fall der Nichtför-
derung ein kostenfreies Rücktrittsrecht eingeräumt 
wird . 

Auf schriftlichen Antrag kann die Bewilligungsstelle 
bestätigen, dass aus einem Baubeginn kein Grund zur 
Versagung eines Angebotes zum Abschluss eines För-
dervertrages hergeleitet wird (Unschädlichkeitsbestäti-
gung) .

7 Verfahren

7 .1 Bewilligungsstelle für die Förderungsmittel nach dieser 
Richtlinie gemäß § 27 Absatz 2 BbgWoFG ist die ILB . 
Sie kann sich bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
Dritter bedienen . 

7 .2 Antragsverfahren

7 .2 .1 Antragsverfahren für Einzelanträge

Das Antragsverfahren für Einzelanträge umfasst im Re-
gelfall:

- die Finanzierungsberatung,
- die Antragstellung,
- die Vervollständigung des Antrages nach Aufforde-

rung durch die ILB .

Dem Antragsformular sind mindestens beizufügen:

- die städtebauliche Stellungnahme, 
- Nachweise über das Haushaltseinkommen,
- die aktuellen Meldebescheinigungen der künftig 

zum Haushalt der Bauherrin/des Bauherrn zählen-
den Personen,

- der Nachweis des Eigentums oder Erbbaurechts am 
Grundstück beziehungsweise des gesicherten 
 Eigentumserwerbs oder Vergabe des Erbbaurechts,

- bei beantragter Förderung von Maßnahmen nach 
Nummer 5 .4 .2 .1 zusätzlich eine Beschreibung die-
ser Maßnahmen und Darstellung der Kosten sowie 
ein geeigneter Nachweis zur Einhaltung der Vorga-
ben des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes 
durch einen zugelassenen Sachverständigen,

- die Maßnahmenbeschreibung, eine Kostenermitt-
lung nach DIN 276 und ein geeigneter Nachweis 
zur Einhaltung der Vorgaben der Energieeinspar-
verordnung (zum Beispiel Beratungsbericht der 
Vor-Ort-Beratung zur Energieeinsparung) von 
Maßnahmen nach Nummer 5 .4 .2 .2 durch einen zu-
gelassenen Sachverständigen oder eine Sachver-
ständige,

- bei beantragter Förderung von Maßnahmen nach 
Nummer 5 .4 .3 zusätzlich eine Beschreibung der 
denkmalpflegerischen Maßnahmen und Darstel-
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lung der hierfür entstehenden Mehrkosten sowie 
eine Bestätigung der Denkmalschutzbehörde zur 
Vereinbarkeit des Antrages mit den Belangen des 
Denkmalschutzes,

- bei beantragter Förderung nach Nummer 5 .4 .4 die 
Maßnahmenbeschreibung und Kostenplanung von 
bodenarchäologischen Untersuchungen,

- bei beantragter Förderung nach Nummer 5 .4 .7 der 
Nachweis über den Grad und die Art der Behinde-
rung sowie die Darstellung der erforderlichen Maß-
nahmen und der dafür zusätzlich entstehenden Kos-
ten .

7.2.2 Antragsverfahren für die Anschubfinanzierung

Bei Vorhaben der Anschubfinanzierung nach Num-
mer 5 .6 ist durch die ILB eine Vorprüfung erforderlich . 
Im Rahmen dieser Vorprüfung sind insbesondere die 
Übereinstimmung mit der förderungsfähigen Gebiets-
kulisse und die Schlüssigkeit der Gesamtmaßnahme 
hinsichtlich der städtebaulichen Einordnung in den teil-
räumlichen Bereich zu prüfen . 

7 .3 Bewilligungsverfahren

Die Bewilligungsstelle entscheidet auf der Grundlage 
dieser Richtlinie und der für die Wohneigentumsförde-
rung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten nach pflichtgemäßem Ermessen über die Förde-
rungsanträge . 

7 .3 .1 Bewilligungsverfahren bei Einzelanträgen

Maßgeblicher Stichtag für die Feststellung der Zugehö-
rigkeit zum förderberechtigten Personenkreis ist der 
Tag des Eingangs des Antrages bei der ILB .

Die ILB entscheidet anhand der vollständig vorgeleg-
ten Unterlagen und Nachweise unverzüglich über den 
Antrag .

7.3.2 Bewilligungsverfahren bei Anschubfinanzierung

Eingegangene Anträge werden durch die ILB hinsicht-
lich ihrer Übereinstimmung mit den förderpolitischen 
Zielvorgaben des Landes geprüft .

Die Bewilligung der Anschubfinanzierung erfolgt nach 
Abschluss der bautechnischen Prüfung und nach Vor-
liegen aller weiteren Voraussetzungen . Die bautechni-
sche Prüfung erfolgt durch die ILB oder eines von ihr 
beauftragten Dritten zur Feststellung der Kosten sowie 
zur Ermittlung der Wohnfläche.

7 .4 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

7 .4 .1 Die Förderungen werden nach Baufortschritt wie folgt 
ausgezahlt: 

Für Vorhaben nach Nummer 2 .1 Buchstabe a, c und d 
sowie Nummer 2 .2

50 Prozent nach Baubeginn, 
40 Prozent nach Fertigstellung des Rohbaus,
10 Prozent nach Anzeige der Aufnahme der beabsich-
tigten Nutzung .

Für Vorhaben nach Nummer 2 .1 Buchstabe b sowie 
Nummer 2 .3

60 Prozent nach Baubeginn, 
40 Prozent nach Anzeige der Aufnahme der beabsich-
tigten Nutzung .

Abweichend davon können der Zeitpunkt und die Höhe 
der Auszahlungsraten bei Vorhaben im Rahmen der An-
schubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buchstabe d indi-
viduell durch die ILB festgelegt werden .

7.4.2 Der Fertigstellungsgrad ist durch einen qualifizierten 
Bautenstandsbericht einer Architektin beziehungsweise 
eines Architekten oder eines beziehungsweise einer zu-
gelassenen Sachverständigen nachzuweisen .

7 .4 .3 Die Auszahlung der Förderung setzt voraus, dass 

- die im Finanzierungsplan ausgewiesenen Eigenmit-
tel eingesetzt wurden,

- die Sicherung der Förderungsmittel im Rahmen der 
Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 Buchstabe d 
ranggerecht durch einen beglaubigten Grund-
buchauszug nachgewiesen oder durch einen Notar 
bestätigt wurde, dass der Eintragungsantrag auch im 
Namen der ILB gestellt ist und keine Umstände 
 bekannt sind, die der ranggerechten Eintragung von 
dinglichen Rechten entgegenstehen .

7 .5 Verwendungsnachweisverfahren

7 .5 .1 Die Vorlage einer Schlussabrechnung ist für Einzel-
antragstellende nur erforderlich, sofern zur Finanzierung 
von Mehrkosten eine Vorrangeinräumung zur Sicherung 
weiterer Fremdmittel beantragt wird oder die ILB dies 
verlangt . In jedem Fall ist ein Energieausweis entspre-
chend den Vorschriften der Energieeinsparverordnung 
vorzulegen . 

Bei Vorhaben nach Nummer 2 .1 Buchstabe a bis c und 
Nummer 2 .2 ist der Beginn der Selbstnutzung und bei 
Vorhaben nach Nummer 2 .3 die Fortsetzung der Selbst-
nutzung durch eine amtliche Meldebescheinigung 
nachzuweisen . 

Bei der Zusatzförderung nach Nummer 5 .4 .2 .1 ist die 
Erfüllung der Anforderungen gemäß dem Erneuerbare-
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Energien-Wärmegesetz nachzuweisen . Dieser Nach-
weis hat entsprechend den Vorschriften des § 10  
EEWärmeG zu erfolgen . 

Bei der Zusatzförderung nach Nummer 5 .4 .2 .2 ist der 
Nachweis zu führen, dass das sanierte Gebäude ein 
energetisches Niveau entsprechend dem Neubaustan-
dard gemäß § 3 in Verbindung mit Anlage 1 Tabelle 1 
der Energieeinsparverordnung erreicht . 

In den Fällen von gewährten Zusatzförderungen nach 
den Nummern 5 .4 .2 .1, 5 .4 .2 .2, 5 .4 .4 und 5 .4 .8 sind die 
jeweiligen Kosten nachzuweisen .

Bei der Zusatzförderung nach Nummer 5 .4 .8 ist die 
Zahlungsbestätigung oder ein anderer Nachweis der 
KfW einzureichen .

Sofern ergänzende Städtebauförderungsmittel gewährt 
wurden, ist ferner eine Bescheinigung der jeweiligen 
Gemeinde nach dem Muster der Anlage 2 vorzulegen .

7.5.2 Im Rahmen der Anschubfinanzierung nach Nummer 2.1 
Buchstabe d hat die Bauherrin oder der Bauherr der ILB 
unverzüglich

- eine Kopie der Anzeige der Nutzungsaufnahme ge-
mäß § 83 Absatz 2 der Brandenburgischen Bauord-
nung (BbgBO) inklusive aller dazugehörenden Be-
scheinigungen und

- die Kaufverträge für die geförderten Wohnungen

vorzulegen .

Die Bauherrin oder der Bauherr hat der ILB innerhalb 
von sechs Monaten nach Bezugsfertigkeit aller geför-
derten Wohnungen eine Schlussabrechnung in Form 
eines einfachen Verwendungsnachweises gemäß den 
VV zu § 44 LHO vorzulegen . 

Für den Fall, dass die Wohnungen nicht unmittelbar 
nach Bezugsfertigkeit veräußert werden können, ist der 
ILB jeweils bis zum 30 . April eines jeden Jahres ein 
Bericht vorzulegen, der Angaben zum Stand der Veräu-
ßerung sowie zu den bisherigen und künftigen Veräuße-
rungsaktivitäten enthalten muss .

7 .6 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Förderung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Kün-
digung des Fördervertrages und die Rückforderung der 
gewährten Förderung gelten die Verwaltungsvorschrif-
ten zu § 44 LHO, soweit nicht in den Förderrichtlinien 
oder im Fördervertrag Abweichungen zugelassen wor-
den sind . 

7 .7 Vordrucke

Soweit einheitliche Vordrucke vorgesehen sind, müssen 
sie verwendet werden .

8 Übergangsbestimmungen

Alle der Bewilligungsstelle vorliegenden und noch 
nicht entschiedenen Förderanträge aus Vorjahren kön-
nen auf Grundlage dieser Richtlinie abschließend be-
schieden werden .

9 Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt am 1 . Januar 2020 in Kraft . Sie 
tritt am 31 . Dezember 2021 außer Kraft . 
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 Anlage 1

STÄDTEBAULICHE STELLUNGNAHME

zum Antrag auf Förderung selbst genutzten Wohneigentums in Innenstädten
Auskunft* der amtsfreien Gemeinde/des Amtes für Gemeinde (Nichtzutreffendes streichen)

Bauvorhaben

Bauherrin oder Bauherr, Erwerberin oder Erwerber Straße/Haus-Nr .

PLZ/Ort ggf . Ortsteil Kreisverwaltung

Angaben zum Grundbuch: Gemarkung Flur Flurstück

Das Bauvorhaben befindet sich in einem

 (ehemals) förmlich festgelegten innerstädtischen Sanierungsgebiet im Sinne des § 142 BauGB .

 Name des Gebietes __________________________________________________   Satzungsbeschluss vom _________________

 (ehemals) förmlich festgelegten innerstädtischen städtebaulichen Entwicklungsbereich im Sinne des § 165 BauGB .

 Name des Gebietes __________________________________________________   Satzungsbeschluss vom _________________

 vom Landesamt für Bauen und Verkehr (LBV) bestätigten innerstädtischen Vorranggebiet Wohnen bzw . Konsolidierungsgebiet der 
Wohnraumförderung in einem/einer

 Gemeinde der Anlage 3

 regionalen Wachstumskern (RWK)

 Mittelzentrum gemäß der zentralörtlichen Gliederung des Landes Brandenburg (MZ)

 vom MIL geförderten Stadtumbaustadt

 sonstigen Stadt

 Ein Selbstbindungsbeschluss der Stadt/Gemeinde zu dem definierten Vorranggebiet Wohnen bzw. Konsolidierungsgebiet der 
Wohnraumförderung liegt vor .

 Gebietsname _______________________________________________________   Beschluss vom ________________________

Das Bauvorhaben ist/liegt  im Bestand   ein Neubau

  ein Baudenkmal  Denkmalbereich

Die Erschließung ist  gesichert  nicht gesichert  voraussichtlich ab ___________ gesichert .    
                      Monat/Jahr

Es sind bodenarchäologische Maßnahmen zu erwarten   ja  nein

 Das Bauvorhaben entspricht den Zielen der Sanierung bzw . Stadtentwicklung .

 Das Bauvorhaben ergibt sich schlüssig aus den strategischen und konzeptionellen Aussagen des INSEK bzw . den Wohnungspoliti-
schen Umsetzungsstrategien .

 Die Stadt/Gemeinde setzt(e) für das Bauvorhaben Städtebauförderungsmittel ein .
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Fördergenstand und Richtlinie:   __________________________________________________________________________

Höhe der Förderung einschließlich des kommunalen Mitleistungsanteils:      _______________________________________

(voraussichtliches) Jahr der Förderung:  ___________________________

Wenn zutreffend, bitte eine Kopie der städtebaulichen Stellungnahme der Städtebauförderung dieser Auskunft beifügen .

Ein aussagekräftiger Lageplan mit Kennzeichnung der Grundstückslage in der Stadt/Gemeinde ist der Auskunft beigefügt .

Ort, Datum Stempel, Unterschrift

* Eine falsche Auskunft löst u . U . Amtshaftungsansprüche aus .

Anlage 2

BESCHEINIGUNG* DER STADT/GEMEINDE

über gewährte Städtebauförderungsmittel für selbst genutztes Wohneigentum
zum Antrag auf Förderung selbst genutzten Wohneigentums in Innenstädten

Bauvorhaben

Bauherrin oder Bauherr, Erwerberin oder Erwerber Straße/Haus-Nr .

PLZ/Ort ggf . Ortsteil Kreisverwaltung

Angaben zum Grundbuch: Gemarkung Flur Flurstück

Die Kommune hat für das Bauvorhaben Städtebauförderungsmittel eingesetzt . (Zutreffendes bitte ankreuzen)

 ja

 Fördergegenstand
 und Richtlinie:   ___________________________________________________________________________

 Höhe der Förderung einschließlich
 kommunalen Mitleistungsanteils: _______________________________ Jahr der Förderung: __________________________

 nein

Ort, Datum Stempel, Unterschrift

* Eine unzutreffende Bescheinigung löst u . U . Amtshaftungsansprüche aus .



1500 Amtsblatt für Brandenburg – Nr . 52 vom 30 . Dezember 2019

Anlage 3
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Gemeinsamer Erlass 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

und des Ministeriums für Infrastruktur 
und Landesplanung zur Organisation, 
zu den Zuständigkeiten und Aufgaben 

von Verkehrsunfallkommissionen 
im Land Brandenburg 

Vom 10 . Dezember 2019

1 Grundsätze

 Auf Grundlage der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu 
§ 44 der Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) haben zur 
Bekämpfung der Verkehrsunfälle Straßenverkehrsbehörde, 
Straßenbaubehörde und Polizei eng zusammenzuarbeiten, 
um zu ermitteln, wo sich die Unfälle häufen, worauf diese 
zurückzuführen sind und welche Maßnahmen ergriffen 
werden müssen, um unfallbegünstigende Besonderheiten 
zu beseitigen . 

 Hierzu sind Unfallkommissionen einzurichten, deren Orga-
nisation, Zuständigkeiten und Aufgaben durch diesen Er-
lass geregelt werden .

2 Organisation

2 .1 In Brandenburg werden eingerichtet: 

- eine Landesunfallkommission
- eine Autobahnunfallkommission
- örtliche Verkehrsunfallkommissionen in den  kreisfreien 

Städten
- örtliche Verkehrsunfallkommissionen in den Landkreisen
- örtliche Verkehrsunfallkommissionen in den großen 

kreisangehörigen Städten sowie
- örtliche Verkehrsunfallkommissionen übergangsweise 

im Rahmen des Standarderprobungsgesetzes in ausge-
wählten Städten mit einer Einwohnerzahl von über  
20 000 Einwohnern . 

2 .2 Unfallkommissionen sind durch die Straßenverkehrsbehör-
de einzurichten . 

2 .3 Die Landesunfallkommission (LUK) wird organisiert und 
geleitet durch den Leiter/die Leiterin der obersten Straßen-
verkehrsbehörde . Der Landesunfallkommission gehören 
als ständige Mitglieder Vertreter der obersten Straßenver-
kehrsbehörde, der obersten Straßenbaubehörde, des Minis-
teriums des Innern und für Kommunales, des Polizeipräsi-
diums und des Landesbetriebes Straßenwesen Brandenburg 
an . Sachverständige sollen thematisch und regelmäßig hin-
zugezogen werden .

2 .4 Die Autobahnunfallkommission (AUK) wird bis zum 
Übergang der straßenverkehrsrechtlichen Aufgaben im Zu-
sammenhang mit der Verwaltung der Bundesautobahnen 
auf das Fernstraßen-Bundesamt oder auf die auf Grund des 
Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes beliehene Ge-
sellschaft privaten Rechts durch den Leiter/die Leiterin der 

Straßenverkehrsbehörde Autobahn des Landesbetriebes 
Straßenwesen organisiert und geleitet . Ständige Mitglieder 
sind Vertreter der örtlich zuständigen Polizei und der Auto-
bahnmeistereien . 

2 .5 Die örtliche Verkehrsunfallkommission (VUK) wird 
durch den Leiter/die Leiterin der Straßenverkehrsbehörde or-
ganisiert und geleitet . Ständige Mitglieder sind Vertreter der 
örtlich zuständigen Polizei, der Straßenverkehrsbehörde so-
wie entscheidungsbefugte Vertreter der Straßenbaulastträger . 

2 .6 Entsprechend der Tagesordnung sind weitere Behörden 
oder Institutionen beratend in die Tätigkeit der Verkehrs-
unfallkommission einzubeziehen wie zum Beispiel Vertre-
ter von Forst- und Schulbehörden, Verkehrsunternehmen, 
Stadtplaner, Blinden- und Behindertenverbänden, Ver-
kehrswachten, Jagdvereine . 

2 .7 Die Sitzungen der Verkehrsunfallkommissionen haben bei 
Bedarf quartalsweise, ansonsten mindestens einmal jährlich 
nach Vorlage der Unfallzahlen des Vorjahres stattzufinden. 
Ein Bedarf kann bei Vorliegen von Unfallhäufungsstellen 
beziehungsweise thematischen Unfallhäufungsbereichen 
gegeben sein .

2 .8 Den Tagungsort bestimmt der Leiter/die Leiterin der Ver-
kehrsunfallkommission . 

2 .9 Nach Ablauf der 14-tägigen Nachprüfzeit gelten Beschlüsse 
als verbindlich . Die beteiligten Behörden sind an die ge-
meinsamen Beschlüsse der Unfallkommission gebunden 
und zur zeitnahen Umsetzung der beschlossenen Maßnah-
men verpflichtet. Die Straßenverkehrsbehörde ist umgehend 
zu unterrichten, wenn gefasste Beschlüsse nicht wie vorge-
sehen umgesetzt werden können .

3 Zuständigkeiten

3 .1 Landesunfallkommission 

 Die Landesunfallkommission ist zuständig für die

- Beobachtung der mittel- und langfristigen Entwicklung 
des Unfallgeschehens

- Fachaufsicht über die Arbeit der AUK und der VUK
- Verallgemeinerung von Maßnahmen der Unfallkom-

missionen, die sich als besonders wirksam herausge-
stellt haben

- Mitwirkung bei der Behandlung der Rechtsvorschriften 
für den Straßenverkehr

- Vorbereitung, Durchführung und Auswertung von Ver-
kehrsversuchen

- Förderung der Fortbildung und des Erfahrungsaustau-
sches

- Bereitstellung eines elektronischen Unfallauswerte-
programms für die Straßenverkehrsbehörden und den 
Landes betrieb Straßenwesen Brandenburg

- Entscheidungsverfügung über eventuell zur Verfügung 
stehende Haushaltsmittel für die Verkehrssicherheits-
arbeit im Land Brandenburg im Rahmen der Umset-
zung des Verkehrssicherheitsprogramms 2024 .
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3 .2 Autobahnunfallkommission

 Die Autobahnunfallkommission ist für das Erkennen und 
Beseitigen von Unfallhäufungsstellen beziehungsweise 
thematischen Unfallhäufungsbereichen auf den Bundesauto-
bahnen des Landes Brandenburg zuständig .

3 .3 Örtliche Verkehrsunfallkommissionen

 Die Verkehrsunfallkommissionen sind zuständig für das 
Erkennen und Beseitigen von Unfallhäufungsstellen bezie-
hungsweise thematischen Unfallhäufungsbereichen im öf-
fentlichen Verkehrsraum ihres Zuständigkeitsbereiches 
(unabhängig von der Straßenbaulast) mit Ausnahme der 
Bundesautobahnen .

4 Aufgaben der Autobahnunfallkommission und der 
 örtlichen Verkehrsunfallkommission

4 .1 Aufgaben der Straßenverkehrsbehörde

 Der Leiter/die Leiterin der Straßenverkehrsbehörde lädt 
ein, bestimmt den Teilnehmerkreis und unterzeichnet das 
Protokoll . 

 Der Leiter/die Leiterin der Straßenverkehrsbehörde erstellt 
die Meldung zur Berichterstattung an die Landesunfallkom-
mission und kontrolliert die Umsetzungen der Maßnahmen . 

 Der Leiter/die Leiterin der Straßenverkehrsbehörde führt 
eine Liste der Unfallhäufungsstellen und der thematischen 
Unfallhäufungsbereiche in elektronischer Form . 

 Der Leiter/die Leiterin der Straßenverkehrsbehörde ist ver-
antwortlich für die Überwachung der Umsetzung der be-
schlossenen Maßnahmen . Der Leiter/die Leiterin der Stra-
ßenverkehrsbehörde informiert die Landesunfallkom-
mission, wenn beschlossene Maßnahmen nicht wie vorge-
sehen umgesetzt werden . 

 Zur Klärung von geeigneten Verbesserungsmaßnahmen lädt 
die Straßenverkehrsbehörde zu Ortsbesichtigungen - ins-
besondere auch Verkehrsschauen - ein, dabei sind die 
 Unfallkriterien zu berücksichtigen .

4 .2 Aufgaben der Vertreter der Polizei

 Der Vertreter der Polizei analysiert monatlich das Verkehrs-
unfallgeschehen und meldet dem Leiter/der Leiterin der 
Verkehrsunfallkommission unfallauffällige Bereiche . 

 Unfallauffällig sind Bereiche, wenn sich innerhalb oder au-
ßerhalb geschlossener Ortschaften (mit Ausnahme von 
Parkplätzen)

- innerhalb eines Jahres an Knotenpunkten beziehungs-
weise auf einer Strecke von 200 bis 500 m (auf BAB  
1 000 m einer Richtungsfahrbahn) fünf gleichartige Un-
fälle (gleicher Unfalltyp oder gleiche Unfallumstände) 
oder drei Verkehrsunfälle mit Personenschaden oder

- innerhalb von drei Jahren an Knotenpunkten bezie-
hungsweise auf einer Strecke von 200 bis 500 m (bei 

BAB 1 000 m einer Richtungsfahrbahn) fünf Unfälle 
mit Personenschaden 

 ereignet haben . 

 Bei Unfallhäufungsstellen mit Beteiligung von Wild kann 
der Grenzwert durch die Unfallkommission je nach Örtlich-
keit höher gesetzt werden . Darüber hinaus können nach 
dem „Merkblatt zur Örtlichen Unfalluntersuchung in Un-
fallkommissionen“ Ausgabe 2012 (M-Uko) der FGSV Un-
fallhäufungsstellen erkannt und bearbeitet werden .

 Verkehrsunfälle mit tödlichem Ausgang sind grundsätzlich 
zu untersuchen .

 Die Meldung an den Leiter/die Leiterin der Straßenver-
kehrsbehörde erfolgt mithilfe standardisierter Formulare . 
Der Meldung ist eine Darstellung der Unfallabläufe (zum 
Beispiel Unfalldiagramm) beizufügen . Hierbei sind alle 
Unfälle des Untersuchungsbereiches zu zeigen .

 Der Vertreter der Polizei analysiert einmal jährlich das Un-
fallgeschehen nach erkannten thematischen Schwerpunk-
ten . Die Ergebnisse dieser Analyse sind anschließend in der 
Unfallkommission gemeinsam auszuwerten .

4 .3 Aufgaben der Vertreter von Straßenbaulastträgern

 Die Vertreter der Straßenbaulastträger haben darauf hinzu-
wirken, dass die Beschlüsse der Unfallkommission, soweit 
diese bauliche Maßnahmen oder straßenverkehrsrechtliche 
Anordnungen betreffen, mit der erforderlichen Priorität 
 geplant und umgesetzt werden .

 Die Vertreter der Straßenbaulastträger melden die Umset-
zung der beschlossenen Maßnahmen an den Leiter/die Lei-
terin der Straßenverkehrsbehörde und die Polizei, unabhän-
gig davon, ob eine Zustimmung der Straßenverkehrsbehörde 
erforderlich ist . 

 Das in den Richtlinien für das Sicherheitsaudit von Straßen 
(RSAS), eingeführt durch Runderlass des Ministeriums für 
Infrastruktur und Landesplanung, Abteilung 4 - Nr . 6/2019 - 
Verkehr vom 7 . Oktober 2019, enthaltene Sicherheitsaudit 
im Bestand kann anlassbezogen sowohl präventiv als auch 
reaktiv für die Bundesfernstraßen und für die Landesstra-
ßen durchgeführt werden . 

4 .4 Gemeinsame Aufgaben aller Mitglieder einer Verkehrs-
unfallkommission

 Die Ergebnisse der örtlichen Untersuchung dienen der Polizei 
und den kommunalen Verantwortungsträgern zur Planung 
und Durchführung einer wirkungsvollen Verkehrs prävention/ 
-überwachung und darüber hinaus den Verkehrs behörden für 
verkehrsregelnde sowie den Straßenbaubehörden für straßen-
bauliche Maßnahmen .

 Die Polizei, die Straßenverkehrsbehörde und die Straßen-
baubehörde prüfen gemeinsam, welche Verbesserungsmaß-
nahmen infrage kommen . Externe Berater können bei Be-
darf hinzugezogen werden .
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 Als Maßnahmen zur Reduzierung des Verkehrsunfallge-
schehens kommen kurz-, mittel- und langfristige Maßnah-
men in Betracht .

 Sofern Maßnahmen von verschiedenen Behörden bezie-
hungsweise Einrichtungen zu veranlassen oder umzusetzen 
sind, ist die Koordinierung und Abstimmung durch den 
Leiter/die Leiterin der Straßenverkehrsbehörde sicherzu-
stellen .

 Kurzfristige, erfolgversprechende Maßnahmen sind auch 
dann umzusetzen, wenn mittel- beziehungsweise langfristi-
ge Maßnahmen in Planung sind beziehungsweise wenn in 
absehbarer Zeit eine völlige Umgestaltung der Örtlichkeit 
geplant ist .

5 Fachaufsicht gegenüber den Verkehrsunfallkommissionen 

 Die Fachaufsicht gegenüber den Verkehrsunfallkommissio-
nen nimmt die Landesunfallkommission wahr . 

 Jede Verkehrsunfallkommission erstellt einen Jahresbe-
richt, der bis spätestens 31 . Januar des Folgejahres der Lan-
desunfallkommission vorzulegen ist . Die Landesunfall-
kommission entwirft hierfür Formblätter .

 Die Landesunfallkommission wählt anhand des Unfallge-
schehens und der Jahresberichte Unfallkommissionen aus, 
die unter besondere Fachaufsicht zu stellen sind .

 Kann zwischen den Teilnehmern der Verkehrsunfallkom-
mission kein Konsens zu straßenverkehrsrechtlichen bezie-
hungsweise straßenbaulichen Maßnahmen in Bezug auf 
eine Unfallhäufungsstelle beziehungsweise des thema-
tischen Unfallhäufungsbereiches gefunden werden oder 
kommt ein Beteiligter bei der Umsetzung einer zugesagten 
Maßnahme in Verzug beziehungsweise weigert sich ein Be-
teiligter, eine von der Unfallkommission beschlossene 
Maßnahme umzusetzen, ist die Landesunfallkommission 
zu unterrichten . 

6 Öffentlichkeitsarbeit

 Unter Nutzung der regionalen und überregionalen Medien 
(Presse, Rundfunk, Fernsehen, Internet) ist kontinuierlich 
zu Untersuchungen und Beseitigungen von Unfallhäufun-
gen zu informieren . Veröffentlichungen können zum Bei-
spiel

- Bilanzen über die Verkehrsunfallentwicklung im jewei-
ligen Verantwortungsbereich

- Erfolge und Handlungsbedarf bei der Beseitigung von 
Unfallhäufungen und

- die Tätigkeit der Verkehrsunfallkommission im abge-
laufenen Berichtszeitraum 

 enthalten .

 Verantwortlich für die Öffentlichkeitsarbeit ist die jeweils 
örtlich zuständige Straßenverkehrsbehörde .

7 Fortbildung

 Als Vertreter der oben genannten Behörden in den Ver-
kehrsunfallkommissionen sind nur entscheidungsbefugte 
Personen einzusetzen, die für diese Tätigkeit qualifiziert 
sind . 

8 Schlussbestimmungen

 Dieser Erlass tritt am 1 . Januar 2020 in Kraft . Er wird im 
Amtsblatt für Brandenburg bekannt gemacht .

 Der Gemeinsame Erlass des Ministeriums des Innern und 
für Kommunales und des Ministeriums für Infrastruktur 
und Landesplanung zur Organisation, zu den Zuständigkei-
ten und Aufgaben von Verkehrsunfallkommissionen im 
Land Brandenburg vom 2 . Dezember 2014 (ABl . 2015  
S . 36) tritt mit Ablauf des 31 . Dezember 2019 außer Kraft . 

 Sollten im Zuge verwaltungsorganisatorischer Veränderun-
gen beziehungsweise technischer Entwicklungen Inhalte 
des Erlasses unzutreffend werden, gilt der Erlass sinnge-
mäß weiter .

 Dieser Erlass gilt bis zum 31 . Dezember 2024 .

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen
in 15518 Briesen (Mark)

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . Dezember 2019

Die Firma Windmüllerei Biegen GmbH & Co . KG, Wokrenter 
Weg 21 in 18246 Jürgenshagen beantragt die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf den Grundstücken in 15518 Briesen (Mark), Gemarkung 
Biegen, Flur 2, Flurstücke 165 und 168 drei Windkraftanlagen 
zu errichten und zu betreiben . (Az .: G03119)

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung .

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von drei Windkraftanlagen des Typs ENERCON E-138 
mit einem Rotordurchmesser von 138 m, einer Nabenhöhe von 
160 m und einer Gesamthöhe von 230 m . Die Nennleistung 
 beträgt 3,5 MW je Anlage . Zu jeder Windkraftanlage gehören 
Fundament, Zuwegung und Kranstellflächen.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1 .6 .2 V des An-
hangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4 . BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1 .6 .1 X 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) .

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im Dezember 2020 vorge-
sehen .
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Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder-
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 6. Januar 2020 
bis einschließlich 5. Februar 2020 an folgenden Stellen aus-
gelegt und können dort während der Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden:

- Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle 
Ost, Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frank-
furt (Oder)

- Amt Odervorland, Bahnhofstraße 3 - 4, Bauamt, Haus II in 
15518 Briesen (Mark) .

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
dermäuse, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine natur-
schutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung .

Der Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens (UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit auch 
im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veröffent-
licht: 
https://www .uvp-verbund .de/bb .

Einwendungen

Einwendungen gegen die Vorhaben können während der  
Einwendungsfrist vom 6. Januar 2020 bis einschließlich  
5. März 2020 unter Angabe der Vorhaben-ID G03119 schriftlich 
oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Geneh-
migungsverfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam 
oder beim Amt Odervorland, Bahnhofstraße 3 - 4, Bauamt in 
15518 Briesen (Mark) erhoben werden . Mit Ablauf dieser Frist sind 
für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlos-
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln  beruhen .

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter:
https://lfu .brandenburg .de/einwendungen .

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehörde 
nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erörte-
rungstermin durchgeführt wird . Findet aufgrund dieser Entschei-
dung kein Erörterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert öffentlich bekannt gemacht . Gehen keine form- und 
fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin .

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 21. April 2020 
um 10 Uhr in der Freizeit- und Begegnungsstätte, Jacobs-
dorfer Straße 5, 15236 Jacobsdorf OT Pillgram. Kann die 
Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der 
Erörterungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt . Es 
wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erhobe-
nen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder 
von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden .

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu ge-
ben . Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh-
migungsverfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden .

Die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung wurde 
freiwillig beantragt .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013  
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 8 . Dezember 2017 (BGBl . I S . 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Wesentliche Änderung des Kraftfuttermischwerkes
in 15517 Fürstenwalde/Spree

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . Dezember 2019

Die Firma FGL Futtermittel-Getreide-Landhandel GmbH, Linden-
straße 45 in 15517 Fürstenwalde/Spree beantragt die Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf 
dem Grundstück Lindenstraße 45 in 15517 Fürstenwalde/Spree, 
Gemarkung Fürstenwalde/Spree, Flur 19, Flurstück 157,  
den Anlagenbetrieb des Mischfutterwerkes zu ändern .  
(Az .: G08316)
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Es handelt sich um eine Anlage der Nummer 7 .21 GE in Verbin-
dung mit den Nummern 7 .34 .1 GE und 9 .11 .2 V des Anhangs 1 der 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4 . BImSchV) 
sowie um ein Vorhaben nach Nummer 7 .18 A der Anlage 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) .

Für das Vorhaben wird eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt .

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen Maßnahmen zur Erhö-
hung der Produktionskapazität auf 405 600 t Mischfutter pro 
Jahr . Pro Tag sollen dabei 1 200 t von montags bis sonnabends 
sowie 600 t sonn- und feiertags hergestellt werden .

Dazu werden die Pressen 1 und 4 in zwei Pressenlinien getrennt 
und eine zweite Mischlinie zur Verarbeitung von Fischmehl ein-
gerichtet . Für die Annahme und Lagerung von Fischmehl werden 
zusätzlich Umschlag- und Fördereinrichtungen installiert . Die 
Dosier- und Mahlanlage wird um einen Walzenstuhl erweitert . 
Zur Minderung der Geruchsimmissionen wird an den Pressen-
linien 4 und 5 eine Abluftreinigungseinrichtung (ARE) installiert .

Der Genehmigungsantrag lag zwischen dem 30 . November 
2016 und dem 29 . Dezember 2016 öffentlich aus . Die einge-
gangenen Einwendungen wurden am 21 . Februar 2017 öffent-
lich erörtert . Im Nachgang der Öffentlichkeitsbeteiligung wur-
den die Antragsunterlagen überarbeitet. Es findet daher eine 
erneute Auslegung statt .

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 6. Januar 2020 bis einschließlich  
5. Februar 2020 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Tech-
nischer Umweltschutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 
Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) 
Telefonnummer: 0335 560-3182 und in der Stadtverwaltung 
Fürstenwalde/Spree, Fachgruppe Stadtplanung, Rathauscenter  
2 . Obergeschoss, Zimmer 217, Am Markt 4 in 15571 Fürstenwal-
de/Spree, Telefonnummer: 03361 557-207 ausgelegt und können 
dort während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden .

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall-, Geruch- und Staubimmissionen . 

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der  
Einwendungsfrist vom 6. Januar 2020 bis einschließlich  
5. März 2020 unter Angabe der Vorhaben-ID G08316 schrift-
lich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt, Geneh-
migungsverfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Pots-
dam oder in der Stadtverwaltung Fürstenwalde/Spree, 
Fachgruppe Stadtplanung, Am Markt 4, 15571 Fürstenwalde/
Spree eingelegt werden . 

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: 
https://lfu .brandenburg .de/einwendungen .

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen .

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehörde 
nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erörte-
rungstermin durchgeführt wird . Findet aufgrund dieser Entschei-
dung kein Erörterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert öffentlich bekannt gemacht . Gehen keine form- und 
fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungstermin .

Der Erörterungstermin findet am 12. Mai 2020 ab 10 Uhr im 
„Landgasthof Spreetal“, Dorfstraße 33 in 15518 Berken-
brück statt . 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungen auch bei 
Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert werden .

Hinweise

Die Einwendungen werden dem Antragsteller sowie den Fach-
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt gege-
ben . Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Geneh-
migungsverfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013  
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 8 . Dezember 2017 (BGBl . I S . 3882) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb 
einer Windkraftanlage in 17291 Prenzlau

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . Dezember 2019

Die Firma Ventus Bürgerstrom Basedow Nr . 66 GmbH & Co . 
KG, Lichtenberger Weg 4 in 15236 Jacobsdorf beantragt die 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), auf dem Grundstück in 17291 Prenzlau in der 
 Gemarkung Basedow, Flur 1, Flurstück 93 eine Windkraftanlage 
zu errichten und zu betreiben . (Az .: G06419) 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1 .6 .2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen 
(4 . BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1 .6 .1 X der 
Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) .

Nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen .

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden . Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz-
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Vorhabensträger 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen .

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013  
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 

S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Genehmigung für Errichtung und Betrieb 
von drei Windkraftanlagen

in 17337 Uckerland

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . Dezember 2019

Der Firma WindBauer GmbH, Marktplatz 1, 17033 Neubranden-
burg wurde die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf dem Grundstück in 
17337 Uckerland, Gemarkung Jagow, Flur 1, Flurstücke 109/1 
und 111 drei Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben . 
(Az .: G04018)

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von drei Windkraftanlagen des Typs Vestas V 150-4 .2 mit 
einem Rotordurchmesser von 150 m, einer Nabenhöhe von 166 m 
und einer Gesamthöhe von 241 m zuzüglich 3 m Fundament-
erhöhung über Grund . Die Nennleistung beträgt 4,2 MW je An-
lage . Zu jeder Windkraftanlage gehören Fundament, Zuwegung 
und Kranstellflächen.

Die Genehmigung schließt andere, die Anlagen betreffende be-
hördliche Entscheidungen nach § 13 BImSchG mit ein . Dabei 
handelt es sich insbesondere um:

 die Baugenehmigung nach § 72 Absatz 1 Satz 1 der Bran-
denburgischen Bauordnung (BbgBO) mit der Zulassung der 
beantragten Abweichung (Reduzierung der Abstandsflä-
chentiefe von 148,52 m auf 75,14 m) gemäß § 67 Absatz 1 
BbgBO von der Vorschrift des § 6 BbgBO .

Die sofortige Vollziehung nach § 80 Absatz 2 Nummer 4 der 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) wurde angeordnet .

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt .

Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz liegt 
mit einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in der 
Zeit vom 6. Januar 2020 bis einschließlich 20. Januar 2020 im 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, 
Müllroser Chaussee 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) 
und in der Gemeinde Uckerland, Hauptstraße 35 in 17337 Ucker-
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land aus und kann dort während der Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden .

Um telefonische Anmeldung wird nach Möglichkeit gebeten .

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann Widerspruch beim Landesamt für 
Umwelt mit Sitz in Potsdam erhoben werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013  
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31 . Mai 2017 (BGBl . I S . 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 8 . Dezember 2017 (BGBl . I S . 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Gesetzes vom  
13 . Mai 2019 (BGBl . I S . 706) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Errichtung und Betrieb
 von sieben Windenergieanlagen

in 16278 Mark/Landin

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 27 . Dezember 2019

Mit Bekanntmachung vom 10 . September 2019 des Landesamtes 
für Umwelt wurde ein Erörterungstermin zu dem Vorhaben der 
Firma Teut Windprojekte GmbH, Vielitzer Weg 12 in 16835 Lin-
dow/Mark für den 14 . Januar 2020 um 10 Uhr im Technologie- 
und Gemeindezentrum 10, 16278 Pinnow angekündigt .

Der Erörterungstermin findet nicht statt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013  
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 8 . April 2019 (BGBl . I S . 432)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom  
29 . Mai 1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 8 . Dezember 2017 (BGBl . I S . 3882)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West
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